
Anfrage 

der Abgeordneten Silvan, Einwallner und Genossinnen und Genossen 

an den Bundesminister für Inneres 

betreffend der Neuausrichtung des Objektschutzes im Regierungsviertel 

Nachdem die o.a. Abgeordneten mittels parlamentarischer Anfrage die Gründung einer 

Sondereinheit zum Schutze des Kanzlers und seinem engsten Umfeld, die ursprünglich im 

geheimen gegründet worden ist, aufgedeckt hatten, ist das Bundesministerium für Inneres in 

die Offensive gegangen und hat mittels Pressekonferenz nun Details zur Neuausrichtung des 

Objektschutzes im Regierungsviertel bekannt gegeben. 

Diverse Medien berichteten darüber: 

Sondereinheit seit Dezember im Probelauf 

Bereits seit Ende des vergangenen Jahres läuft auch ein Probetrieb für 

eine eigene Einheit in der Abteilung für Sondereinheiten (ASE). Nun soll 

diese zu einer fixen Einrichtung werden. Laut APA sollen im für den 

Sommer geplanten Endausbau statt bisher 80 künftig rund 140 Männer 

und Frauen für den Objektschutz zuständig sein. Damit soll auch das 

"Ausborgen" in Polizeistationen unnötig sein. 

Wie Tomac erklärte, soll die neue Einheit teils fix besetzt sein, das 

restliche Personal würde über Personalentwicklungsmaßnahmen der 

Landespolizeidirektion Wien rekrutiert . Nach der Entscheidung der 

Polizisten als Objektschützer arbeiten zu wollen, durchlaufen diese nach 

ihrer Polizeiausbildung eine eigene Schulung. "Der Schutz von Objekten 

bedarf neben den jeweiligen Personal- und Lokalkenntnissen auch einer 

spezifischen Ausbildung, die wir nur dann bestmöglich sicherstellen 

können, wenn wir für diese Aufgaben längerfristig Personal einsetzen·. so 

Tomac. 

Screenshot Heute.at von https ://www.heute.at/s/wiener-regierungsviertel-soll-nun-sicherer-werden-100140107 

CHRONIK 

Mehr Schutz für Regierungsviertel 
Die Gebäude im Regierungsviertel sollen besser geschützt werden. Der Objektschutz wird 

personell neu aufgestellt. Es so ll außerdem Verbesserungen bei Technik, Infrastruktur, 
Videoüberwachung und Verkehrsführung geben. 

Screenshot von Orf.at https://wien.orf.at/stories/3101477 / 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an den Bundesminister für Inneres 

nachstehende 
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Anfrage 

1. Von welchen Dienststellen sollen die zusätzlichen 60 Polizistlnnen, die für den Ausbau 

der Einheit laut Medienberichten vorgesehen sind, abgezogen werden? 

2. Wie sollen die 60 Polizistlnnen, die von anderen Dienstste llen abgezogen werden, auf 

ihren angestammten Dienststellen ersetzt werden? 

3. Ist es möglich, dass die Aufstockung dieser Einheit für den Objektschutz im 

Regierungsviertel negative Auswirkungen auf die Wartezeit auf Versetzungen von in 

Wien Dienst habenden Polizistlnnen in die Bundesländer hat? 

4. Ist es möglich, dass die Aufstockung dieser Einheit für den Objektschutz im 

Regierungsviertel Auswirkungen auf das ohnehin schon hohe Ausmaß an Überstunden 

für die Polizistlnnen in Wien hat und wenn ja welche? 

5. In welcher Form sind die Dienste in dieser Einheit organisiert, wie lange dauert einer 

dieser „Stehdienste" und ist es möglich, dass zwischen zwei an einem Tag 

aufeinanderfolgenden „Stehdiensten" unbezahlte Pausen entstehen können? 

6. Welche Möglichkeiten haben die Polizistinnen während eines dieser „ Stehdienste" um 

dringend notwendige menschliche Bedürfnisse zu verrichten? 

7. Stimmt es, dass die Polizistlnnen bei der Verrichtung ihrer Notdurft auf den guten Willen 

externer Personen, wie in einem Fall auf eine Zahnärztin angewiesen sind, die den 

Polizistlnnen in Ihrer Ordination das WC benützen lässt? 

8. Stimmt es, dass es nicht erlaubt ist , den Einsatzort diesbezüglich für kurze Zeit zu 

verlassen und dass es eine eigene zivile Einheit gibt die die Polizistinnen während dieser 

Dienste kontrolliert? 

9. Wurden diesbezüglich bereits Verfahren gegen Polizistinnen eingeleitet oder sind 

Verwarnungen erfolgt? 

10. Wer wird diese Einheit leiten? Hat es bereits ein Ausschreibungsverfahren gegeben und 

wenn ja welche Bewerbungen sind eingelangt und nach welchen Kriterien wurde 

entschieden? 

11. Welche Auswirkung hat die Aufstockung dieser Einheit von 80 auf 140 Polizistlnnen auf 

die Gehaltseinreihung bzw. die innerpolizeiliche Position der zukünftigen Leiterin bzw. 
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